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Währungsunion

Geopfert auf dem Altar 
der Wettbewerbsfähigkeit 

Die Europäische Währungsunion steckt in einer Dauerkrise. Die Wirtschaftskraft der beteiligten 
Länder driftet auseinander. Das schafft Frust und Streit. Denn die ursprüngliche Verheißung war,  
dass sich die Wirtschaftsstrukturen und Wohlstandsniveaus der Mitglieder annähern. Die ärmeren 
Länder sollten aufholen. Doch das ist nicht passiert – im Gegenteil. 

von Norbert Häring

eines Handelsraums, da diese den 
Gesamtmarkt mit den geringsten 
Transportkosten bedienen können. 
Die weitere Vertiefung des gemein-
samen Binnenmarktes, die die EZB 
als Strategie für mehr Konvergenz 
vorschlägt, könnte daher ohne kom-
pensierende Maßnahmen eher das 
Gegenteil von Konvergenz bewirken.

Begriffe wie „Zentrum“ und 
„Peripherie“ kommen in den Ana-
lysen von EU, IWF und EZB kaum 
oder gar nicht vor, die Tendenz zur 
Marktkonzentration bei hohen Fix- 
kosten auch nicht. Heimberger kri- 
tisiert: „Einseitige Betonung von 

Strukturreformen und solider Fi-
nanzpolitik ist mit einem Konver-
genzprozess nicht kompatibel.“ 
Nötig sei eine Industriepolitik auf 
europäischer Ebene. Andernfalls 
werde die immer weiter zunehmen-
de Polarisierung zwischen industri-
ellen Gewinnern und Verlierern zu 
„toxischen Konflikten“ führen, die 
die Währungsunion gefährden.

Landesmann und Stöllinger stel- 
len fest, dass es zwar ein neu er-
wachtes Interesse der Ökonomen 
an Industriepolitik gebe, bemän-
geln aber, dass dieses sich sehr stark 
auf die Bedürfnisse der führenden 
Industrieländer beziehe und die 
Weiterentwicklung der fortschritt-
lichsten Technologien und Verfah-
ren fördere. Eine ökonomische For-
schungsrichtung, die vor allem mit 
dem Harvard-Ökonomen Philippe 

Aghion verbunden ist, betont dem-
gegenüber, dass Länder an der Spit-
ze der technologischen Entwick-
lung eine andere Industriepolitik 
brauchen als technologisch weniger 
entwickelte Länder. Die Nachzügler 
bräuchten eine Förderung ihrer Ka-
pazität zur Verwendung der bereits 
entwickelten Technologien und Ver-
fahren.

„Interner Kolonialismus“
Der norwegische Wirtschaftshisto-
riker Erik Reinert spricht sogar von 
„internem Kolonialismus“ in der EU, 
weil die Gemeinschaftsinstitutionen 

den offenkundigen Unterschied zwi-
schen der gesamtwirtschaftlichen 
Wertigkeit verschiedener Branchen 
und Produkte ignorierten – zum 
Nachteil der Peripherie. Je standar-
disierter die Produkte, desto höher 
ist der Wettbewerbsdruck und desto 
geringer die Wertschöpfungsquote. 
Ganz unten stehen typischerweise 
Landwirtschaft und einfache Dienst-
leistungen, ganz oben komplexe in-
dustrielle Produkte. Wirtschaftliche 
Konvergenz würde verlangen, den 
Nachzüglern zu helfen, die Komple-
xitätsleiter hinaufzusteigen. Statt-
dessen werde ihnen geraten, durch 
Kostensenkungen wettbewerbsfähi-
ger zu werden.

Zum Beleg führt Reinert den 
Wandel in der Definition des Indus-
trieländerklubs OECD von Wettbe-
werbsfähigkeit an. 1992, als der Ver-

trag von Maastricht unterschrieben 
wurde, war sie definiert als „das 
Ausmaß, in dem ein Land das hei-
mische Einkommen steigern und 
gleichzeitig Güter und Dienste pro-
duzieren kann, die gegenüber aus-
ländischen Konkurrenten bestehen 
können“. 2015 war Wettbewerbsfä-
higkeit für die OECD dagegen „ein 
Maß für den Vorteil oder Nachteil 
eines Landes beim Verkaufen seiner 
Produkte auf internationalen Märk-
ten“, gemessen vor allem anhand 
der Lohnstückkosten.

Das Ziel, die Wettbewerbsfähig-
keit zu erhöhen, bedeutete also 1992, 
höherwertige Produkte zu erzeugen, 
die höhere Löhne ermöglichen, 2015 
dagegen, die Löhne und damit die 
Lohnstückkosten zu senken. Eine 
solche Strategie führe aber, so Rei-
nert, zu Wettbewerbsvorteilen, vor 
allem bei einfachen Produkten, und 
verstärke so eher die Divergenz der 
Wirtschaftsstrukturen.              n

Diesen Artikel veröffentlichte der Autor 
erstmals am 16.01.2019 auf seinem Blog. Für 
die Zweitveröffentlichung in der Ökologie-

Politik wurde er leicht gekürzt. 

Philipp Heimberger vom Wie-
ner Institut für Internatio-
nale Wirtschaftsvergleiche 

(WIIW) warnte im Oktober 2018: 
„Die Polarisierung der Produktions-
strukturen zwischen Kernländern 
und den Ländern der südlichen Pe-
ripherie stellt das größte Risiko für 
das Fortbestehen der Währungsuni-
on dar.“ Die deutsche Volkswirt-
schaft wuchs von Beginn der Wäh-
rungsunion 1999 bis 2017 um 27 %, 
die österreichische um 33 %, die 
italienische um 6 % und die portu-
giesische um 12 %. In Griechenland 
lag das Bruttoinlandsprodukt 2017 
inflationsbereinigt auf dem glei-
chen Niveau wie 19 Jahre vorher. 
Während der Anteil der deutschen 
Industrie an der Wertschöpfung auf 
hohem Niveau fast stabil blieb, ging 
er in der Peripherie kräftig zurück.

Die EU und der Internationa-
le Währungsfonds (IWF) sehen 
die Schuld am Zurückfallen der 
Peripherie bei den Regierungen. 
So schreibt die Europäische Zen-
tralbank (EZB): „Konvergenz liegt 
hauptsächlich in der Verantwor-
tung der nationalen Regierungen.“ 
Dass es keine Konvergenz gebe, 
habe mit schwachen Institutionen, 
strukturellen Starrheiten, schwa-
chem Produktivitätswachstum und 

nicht ausreichenden Maßnahmen 
gegen Hauspreisblasen zu tun. Ganz 
ähnlich schreibt auch der IWF: 
„Einkommenskonvergenz setzt Re-
formen voraus, die das Produktivi-
tätswachstum in den nachhängen-
den Ländern antreiben.“

Zentrifugale Kräfte
Für Michael Landesmann und Ro-
man Stöllinger vom WIIW machen 
es sich EZB und IWF zu einfach: 
„Die Qualität der Institutionen 
hängt eng mit dem wirtschaftlichen 
Entwicklungsniveau zusammen.“ 
Man könne nicht einfach einfor-

dern, dass eine weniger entwickel-
te Wirtschaftsnation Institutionen 
auf dem Qualitätsniveau der fort-
schrittlichsten haben sollte.

Heimberger macht in seiner 
Analyse „selbstverstärkende Pro-
zesse“ ohne kompensierende Ge-
genkräfte im Rahmen der Wäh-
rungsunion verantwortlich für 
die ökonomischen Fliehkräfte. Sie 
hätten dazu geführt, dass das tech-

nologisch führende Deutschland 
seinen industriellen Vorsprung wei-
ter ausbauen konnte, während die 
Peripherie weiter zurückfiel. 

Als Ursache identifiziert er etwas, 
was in der von EU-Kommission, 
EZB und IWF zugrunde gelegten 
neoklassischen Theorie kaum vor-
kommt: die Vorteile der Massenpro-
duktion. Wenn Handelshemmnisse 
abgebaut werden und sich dadurch 
der Markt vergrößert, profitieren die 
führenden Anbieter hochwertiger, 
komplexer Produkte am meisten. 
Denn sie sind besonders auf einen 
großen Absatzmarkt angewiesen, 

um die hohen Fixkosten aus For-
schung und Entwicklung auf viele 
Produkteinheiten verteilen zu kön-
nen. Weil bei solchen Produkten die 
Durchschnittskosten mit steigen-
der Produktionsmenge besonders 
stark sinken, ist bei ihnen die Ten-
denz der Marktkonzentration auf 
die führenden Anbieter besonders 
stark. Dieser Effekt begünstigt vor 
allem Unternehmen im Zentrum 
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Die Wettbewerbsfähigkeit zu erhöhen, bedeutete, 
1992, höherwertige Produkte zu erzeugen, 

2015 dagegen, die Löhne zu senken.

Wenn Handelshemmnisse abgebaut werden,  
profitieren die führenden Anbieter hochwertiger,  

komplexer Produkte am meisten.
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